
Bundessozialgericht

AZ°‘. 3,BJ-262419...-......—

Zugestcllt am
6° April 4971

Ütgierungsober—
sckretär als Ur—
kundsbcrmter der
■cschäftsstclle

I m N a m e n d e s V o l k e 3

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: ....‚..‚.„„..„.‚.‚;..„„.Qa;

gegen

ooooooooooooo quote-oeocooooaoo-oooooooßooonon.-000,

Beklagte und Revisionsbelclagte°

'Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 26° Februar 1971 durch

SenatSpräsident P e n q u i t t,

Bundesrichter Dr. E c k e r, ‘

Bundesrichter Dr. S t r a u b,

Bundessozialrichterüu 8 k o w r o n e kg nnd
Bundessozialrichtér G e i s»e n

‘

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Nordrhein-Nestfalen vom 27. Mai 1970

wird zurückgewiesen°

Kosten sind nicht zu erstatten.

-g;.—-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..—......-_..._—w_.._.._

Die Beteiligten streiten darüber, ob anstelle der Klägerin

— einer Betriebskrankenkasse — die Beklagte als Trägerin

der gesetzlichen Rentenversicherung die Kosten einer

stationären Tuberkulosebehandlung in der Türkei zu tragen

hat°

Der Versicherte ist türkischer Staatsangehöriger und war

in der Bundesrepublik Deutschland von Juni 1965 bis

Mai 1969 versicherung5pflichtig beschäftigt. Seine Ehefrau
erkrankte im Dezember 1967 an aktiver behandlungsbedürf—

tiger Tuberkulose und wurde deswegen von März 1968 an in
der Türkei stationär behandelt°

Die Beklagte lehnte die Kostenübernahme
mit der Begründung

ab, daß ein Anspruch auf Maßnahmen nach @ 124Q a der

Reichsversicherungsordnung (EVO) nur bestehe, soweit der
Betreute im Geltungsbereich dieses Gesetzes behandelt

werde (5 1244a Abs. 9 RVO). '

Das Sozialgericht Düsseldorf hat festgestellt, daß die

Beklagte verpflichtet sei, der Klägerin die Heilbehand—

lungskosten zu erstatten (Urteil vom 23, Juli 1969)° Das
Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—destfalen hat dagegen

die Klage abgewiesen (Urteil vom 27. Mai 1970), Das Ab—
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der

Republik Türkei über Soziale Sicherheit V0m 30. April 1964

(BGBl 1965 II 1170) enthalte — so hat das LSG ausgeführt —

keine Vereinbarung, durch die 5 1244 a Abs° 9 EVO abge-

ändert worden sei. Die Bekämpfung der Tuberkulose als

Volksseuche sei überdies eine besondere Aufgabe, die die

Hentenversicherungsträger zweckentsprechend nur im Gel—

‘tungsbereich der BVG durchführen könnten° .
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Hiergegen wendet sich die Klägerin mit dem Revisions—

‚
antrag, das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung

der Beklagten zurück2uweisen.

Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Die
Revision

ist unbegründet. Die Klägerin hat
keinen

Frstattungsanspruch gegen die Beklagte. Wie der Senat

in ähnlichen Rechtsstreitigkeiten entschieden hat (Urteil

vom 2. Dezember 1970 — 4 RJ 481/68, Urteile vom

26. Februar 1971 — & RJ 205/69, 4 RJ 253/70 —), kann sich

die Beklagte für ihre Ansicht auf @ 1244 a Abs. 9 RVG be—
rufen. ’

Die Maßnahmen wegen aktiver behandlungsbedürftiger Tuber—

kulose nach @ l244
a RVO sind zwar auch Regelleistungen

aus der Rentenversicherung der Arbeiter {BSG 23, 238),

gehören aber vor allem Zu den innerstaatlichen Vorkehrungen

gesundheitspolizeibicher Art, durch welche die Tuberkulose

als Volksseuche bekämpft, d.h. ausgemerzt oder wenigstens

niedergehalten werden soll. Sie haben damit eine Funktion,

die im wesentlichen außerhalb des Aufgabenbereichs der '

Sozialversicherung liegt. Sie werden deshalb nicht von

zwischenstaatlichem Recht berührt, das die Soziale
Sicherheit im engeren Sinne - etwa die Sozialversicherung

der Wanderarbeitnehmer — betrifft. Die Anwendbarkeit des

deutsch—türkischen Abkommens ist damit ausgeschlossen. Der

Streit darüber, ob es sich bei den erwähnten Maßnahmen um
"Leistungen bei Krankheit" oder um "Leistungen bei Invali—
dität" handele, ist gegenstandslos. Die Beschränkung der
Tuberkulosebekämpfung auf das Inland {@ 1244 a Abs. 9 RVG)

kann mit dem genannten zwischenstaatlichen Recht nicht

kollidieren {vergl° insbesondere Urteil vom 2. Dezember

1970 - 4 RJ 481,68 -). ‘
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Neil sich die Klägerin darauf beruft, daß zwischenstaat—

liches Recht eingreife, sei — obwohl es nach der Ansicht

des Senats hierauf nicht ankommen kann — zusätzlich aus—
geführt: Die in zwischen— und überstaatlichen Regelungen

verwirklichten Ziele der Freizügigkeit und der Sozialen

Sicherheit werden durch die vom Senat gewonnene Lösung

nicht angetastet° Die Grundsätze des deutsch—türkischen

Abkommens, insbesondere die Gleichbehandlung aller von ihm

erfaßten Personen (Art° 4 Abs. 1), bleiben unberührt° Der

in diesem Verfahren umstrittene Leistungsausschluß gründet

sich weder auf die Staatsangehörigkeit noch auf den John—

sitz, Wohnort oder Aufenthaltsort, sondern auf den Be—

handlungsort. Im Inland genießen Deutsche und Türken in

gleicher Weise den Schutz aus @ 1244 a RVG, in der Türkei
beide Personengruppen nicht. '

Die Revision der Klägerin ist zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 des Sozialgerichts

gesetzes.
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